
Von Torben Stamer

Happy
pride

Es ist Juni. Pride month
(Monat des Stolzes). In
diesem Jahr stimmt
mich eine Statistik be-

sonders nachdenklich:
Queere Jugendliche sind

deutlich gefährdeter als ihre
heterosexuellen cis Altersge-
noss:innen, sich zu suizidieren.
Klar ist: Das liegt nicht an der
geschlechtlichen oder sexuel-
len Identität, sondern am ge-
sellschaftlichen oder persönli-
chen Umfeld.

Leider müssen queere Ju-
gendliche auch heute immer
wieder hören, dass ihre Sexua-
lität oder Geschlechtlichkeit
nicht demWillen Gottes ent-
spräche. Manchmal wird diese
Ansicht dannmit vermeintlich
passenden Bibelstellen „be-
legt“.

Gerade für gläubige Ju-
gendliche sind solche Aussa-
gen bedrückend und können
zu einem verminderten Selbst-
bild beitragen. Die Aussagen
können schreckliche Folgen
für das Leben der jungenMen-
schen haben.

Dabei sind die Aussagen
selbst theologisch nicht ange-
messen. Das biblische Zeugnis
ist, wenn Aussagen in ihren
Kontexten berücksichtigt wer-
den, offen für eine Vielfalt an
sexuellen und geschlechtli-
chen Identitäten. Als evangeli-
sche Kirche haben wir dazuge-
lernt. Liebe tut der Seele gut!

Deswegen ist mir, und nicht
nur mir, wichtig, zu sagen: Gott
liebt dich so, wie du bist.

Happy pride.

ZUM SONNTAG

Gespräch zur
Aktionswoche

Alkohol
Lübeck. Im Zuge der Aktionswo-
che Alkohol laden das Gesund-
heitsamt und die Soziale Siche-
rung der Hansestadt sowie das
Ameos Reha Klinikum Lübeck
zu Film und Gespräch ein. Der
Termin ist amDienstag, 16. Juni,
um 18 Uhr im Kommunalen Ki-
no,Mengstraße 35.Gezeigtwird
„Wieder leben lernen – Alkohol
im Seniorinnen- und Senioren-
alter“.

Der Film widmet sich einer
Problematik, die häufig in der
Gesellschaft verdrängt wird.
„Das Medienprojekt Wuppertal
hat Betroffene porträtiert und
weist auf einfühlsameWeise auf
ein wenig beachtetes Thema
hin“, betont Uta Dickhaus,
Suchthilfekoordinatorin des Ge-
sundheitsamtes.

Mit ihr moderieren anschlie-
ßend Gabriele Beier von der So-
zialen Sicherung und Heike
Schorz-Roscher vom Klinikum
ab etwa 19 Uhr eine Gesprächs-
runde und beantworten Fragen
des Publikums. Der Eintritt ins
Kino ist frei. Zudem kann die
Teilnahme ohne Anmeldung
und damit auch spontan erfol-
gen. Ein barrierefreier Zugang
zum Hintereingang des Kinos
besteht über die Gerade Quer-
straße.

Weitere Informationen sind
auf der Homepage des Kommu-
nalen Kinos Lübeck und des Lü-
becker Gesundheitsamtes
www.luebeck.de/gesundheits-
amt unter der Rubrik „Aktuel-
les“ der Suchthilfekoordination
zu finden.

Deutsche Bank blockiert
Akteneinsicht für Opfer
Neue Ermittlungsergebnisse nach Schließfacheinbruch –

Anwalt kritisiert Behörde – 10,5 Millionen entschädigt

Lübeck. Es wirkt nicht so, als ob die
Polizei denSchließfach-Einbrechern
auf der Spur ist. Aber 18 Monate
nach dem spektakulären Einbruch
bei der Deutschen Bank in Lübeck,
bei dem Kriminelle 371 Schließfä-
cher geknackt und eine 19-Millio-
nen-Euro-Beute ergaunert haben,
geben die Beamten nun Einblick in
ihre Ermittlungen.

So habe sich laut Jens Buscher,
Sprecher der Staatsanwaltschaft Lü-
beck, ein „Tatverdacht gegen kon-
krete Personen ergeben“, dem of-
fenbar monatelang nachgegangen
wurde.WerdiesePersonensind, sagt
Buscher nicht, denn: „DasVerfahren
gegen diese Beschuldigten ist mitt-
lerweile eingestellt worden.“ Jetzt
wird nach neuen Ermittlungsansät-
zen gesucht.

Diesebisherigen, insLeeregelau-
fenen Ermittlungen seien auch der
Grund, weswegen den Opfer-
RechtsanwältenbislangderEinblick
in die Ermittlungsakte konsequent
verwehrt worden sei. Die Schließ-
fach-Opfer, die gerade mit der Bank
über Entschädigungen verhandeln,
wären in einer deutlich besseren
Position,wennoffiziellwäre,dassdie
Bank geschlampt hat. Doch die
Staatsanwaltschaft blieb stur: Die
Weitergabe der Akte könne die Er-
mittlungen gefährden.

Der Deutschen Bank allerdings
wurden Infos aus der Akte gegeben.
Kurz nachdem dies im März öffent-
lichgewordenwar,bekamenAnwäl-
te der Opfer Post von der Behörde.
„Es ist zeitnah beabsichtigt, eine er-
weiterte Akteneinsicht zu erteilen“,
heißt es in einem Schreiben von En-
deMärz, das den LNvorliegt. Vorher
seien aber noch Betroffene in einer
zehntägigen Frist anzuhören.

Doch auch zweieinhalb Monate
später bleiben die Briefkästen der
Opfer-Anwälte leer. EinGrund: „Die
Prüfung des Umfangs der beabsich-
tigten Akteneinsicht ist noch nicht
abgeschlossen“, sagt Buscher. Ein
weiterer Grund: Die Deutsche Bank
verzögert die Weitergabe der Infor-
mationen. Von dem Kreditinstitut
sind „hinsichtlich einzelner Akten-
bestandteile Einwände erhoben
worden“.

Warum darf die Bank das? Die
Entscheidung, ob Teile der Ermitt-
lungsakte weitergegeben werden,
liegt bei der Staatsanwaltschaft.
AberdieDeutscheBankkannalsBe-
troffene Stellung nehmen und auch
das Amtsgericht zur Überprüfung
einschalten. Einen entsprechenden
Antrag habe die Bank nicht gestellt.
„Dies könnte aber noch erfolgen“,
sagt Buscher.

Rechtsanwalt Titus Jochen Heldt

Von Hannes Lintschnig

sagt: „Die Deutsche Bank verzögert
offenbar ganz bewusst die Heraus-
gabe der Ermittlungsakte. Denn bei
abgeschlossenenFällen könnenkei-
neweiterenAnsprüchemehrgestellt
werden – egal, was in der Ermitt-
lungsakte steht. Und bei noch nicht
regulierten Fällen steigt der Druck.
Das ist Taktik derBank.“DerAnwalt
will weiter dafür kämpfen, „dass es
eine vollumfängliche Akteneinsicht
geben wird und dem nicht die – aus
meiner Sicht nur scheinbaren – Inte-

ressen der Deutschen Bank ent-
gegengehalten werden.“

Jürgen Hennemann, Fachanwalt
für Versicherungsrecht und Haft-
pflichtspezialist aus Buchholz, der
eine große Zahl an Geschädigten
vertritt, kritisiert die Staatsanwalt-
schaft heftig. „Es geht nicht um sen-
sible Infos zu möglichen Verdächti-
gen. Es geht um das Gutachten des
Sachverständigen zu der Sicher-
heitstechnik der Bank. Das ist das
Einzige, was uns interessiert“, sagt

er. „Die Behörde tut so, als wären ihr
bei derHerausgabederErmittlungs-
ergebnisse die Hände gebunden –
dabei gibt es überhaupt keinen An-
trag auf gerichtliche Überprüfung
ihrer Entscheidung. Mit keiner an-
derenStaatsanwaltschaft hatte ich je
solche Probleme.“

Natürlich bestehe die Gefahr
eines Imageverlustes für die Deut-
sche Bank, wenn klar wäre, dass die
Sicherheitssysteme unzureichend
waren. „Aber das ist kein Grund für
die Staatsanwaltschaft, den Opfern
wichtige Infos vorzuenthalten“, sagt
Hennemann. „Bei den Geschädig-
ten verdichtet sich der Eindruck
einer Kumpanei zwischen Staatsan-
waltschaft und Deutscher Bank. Die
Justiz muss aufpassen, dass der nor-
male Bürger nicht jegliches Vertrau-
en in die Justiz verliert.“

Die Deutsche Bank erklärt dazu:
Manhabe inEinzelfällen darauf hin-
gewiesen, dass eine Weitergabe be-
stimmter Aktenteile sorgfältig abge-
wogenwerden sollte. „Dabei geht es
umden Schutz sicherheitsrelevanter
InformationenüberdenEinzelfallhi-
naus, die weitere Taten erleichtern
könnten – nicht darum, berechtigte
Interessen der Geschädigten zu be-

einträchtigen“, sagt ein Bank-Spre-
cher.

Die Ermittlungsakte könnte aber
auch auf anderem Wege öffentlich
werden. Denn dem Privatdetektiv
Josef Resch, der rund 300.000 Euro
für Hinweise zu den Tätern ausge-
lobt hat, soll die vollständige Akte
plus Zusatznotizen von einer anony-
men Person angeboten worden sein.
Der Preis: 230.000 Euro. Hat er den
Stick schon gekauft? „Kein Kom-
mentar“, blockt Resch sofort ab. Er
sei in Verhandlungen. Was das ge-
nau bedeutet: unklar.

Klar ist hingegen: Die Deutsche
Bank hat mittlerweile Entschädi-
gungszahlungen in Höhe von 10,5
Millionen Euro geleistet. Titus Jo-
chen Heldt sagt, es gehe bei seinen
Mandanten voran, wenn auch zäh.
Jürgen Hennemann berichtet, dass
bereits 90Prozent seinerMandanten
mit einer Gesamtsumme im bedeu-
tenden siebenstelligen Bereich ent-
schädigtwordensind–überwiegend
mit 100 Prozent ihrer gemeldeten
Schadenssumme. Dennoch bleibt er
kämpferisch: „Wenn es in den ver-
bleibendenFällennicht zueinergüt-
lichen Einigung kommen wird, wer-
denwir klagen“, sagt Hennemann.

Sie haben sich eine Nacht im Tresorraum einschließen lassen, dann sind sie verschwunden: Im Dezember 2024 haben Unbekannte 371 Schließfächer der Deutschen

Bank am Lübecker Kohlmarkt geknackt. FOTO: LUTZ ROEßLER

Titus Jochen Heldt, Rechtsanwalt aus Lübeck, vertritt einige Opfer des Schließ-

fach-Einbruchs in Lübeck. FOTO: HANNES LINTSCHNIG

stadt ein Budget für die Kostenüber-
nahme bereitgestellt. Im vergange-
nen Jahr hätten 417 Bürger die kos-
tenlosen Verhütungsmittel in An-
spruch genommen, erklären die fünf
Beratungsstellen von Pro Familia,
Caritas, Gemeindediakonie Lübeck,
Humanistischer Union und Donum
Vitae.

Seit Januar dieses Jahres habe
dann kein Geld mehr für Spirale, Pil-
le, Hormonimplantat oder Sterilisa-
tion zurVerfügunggestanden, sagen
die Beraterinnen. Seit 1. Juni gibt es
nun wieder Geld. Eine Spirale inklu-
sive Einlage koste zwischen 320 und
400 Euro. Bürgergeldempfängerin-
nenwürden aber nur 21 Euro imMo-
nat für Gesundheitsausgaben zur
Verfügung stehen.

„Ausgerechnet bei der Kosten-
übernahme von Verhütungsmitteln

gen die Beratungsstellen. Der Kreis
Steinburg habe die Leistung bereits
Ende des Jahres 2023 abgeschafft.
KürzlichhabederKreis Segebergdie
Mittel mit Stimmen von CDU und
AfD gestrichen.

Wie es im Sommer 2027 mit den
kostenlosen Verhütungsmitteln für
Bedürftige in Lübeck weitergeht, sei
unklar, erklären die Beratungsstel-
len. FürAnnePotthoff vonpro familia
ist die Unterstützung durch die Pos-
sehl-Stiftung nur eine Übergangslö-
sung.

Die fünf Schwangerschaftsbera-
tungsstellenwollenmitderStadtver-
handeln, um die Kostenübernahme
von Verhütungsmitteln in Zukunft
wieder längerfristig abzusichern.
Eigentlich sei das aber die Aufgabe
des Bundes und nicht der Kommu-
nen.

Stiftung rettet kostenlose Verhütungsmittel
Stadt hatte Leistung gestrichen – Mit 80.000 Euro ist das Angebot bis Sommer 2027 gesichert

Lübeck.Wieder einmal rettet die Pos-
sehl-Stiftung eine soziale Leistung in
der Hansestadt: Mit 80.000 Euro
unterstützt die größte Lübecker Stif-
tung die kostenfreien Verhütungs-
mittel für Geringverdienende.

„Wir sind sehr dankbar, dass wir
mit dem Projekt bis zum Sommer
2027 weitermachen können“, sagt
AnnePotthoff, Leiterin vonProFami-
lia Lübeck, einer der fünf Beratungs-
stellen,diedieMaßnahmeumsetzen.

Die Stadt hatte die Leistung im
November vergangenenJahresnach
sechs Jahren überraschend gestri-
chen. Vorausgegangen war ein
mehrheitlicherBeschlussderBürger-
schaft für den städtischen Haushalt
2026.

Seit Mitte 2019 hatte die Hanse-

Von Kai Dordowsky zu kürzen, ist politisch kurzsichtig“,
sagtAzinJamasar-Baudisch,Leiterin
derBeratungsstelle fürFrauen,Fami-
lien und Jugendliche der Humanisti-
schenUnion. „Die gesellschaftlichen
Folgekosten von ungewollten
Schwangerschaften sind viel höher.“

Mit der Streichung der Leistung
stehe Lübeck aber nicht alleine, sa-

417 Frauen undMänner nahmen 2025

die kostenlosen Verhütungsmittel für

Bedürftige in Lübeck in Anspruch.
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